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Â 

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin
vom 23. Januar 2019 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde

Â 

I.

Â 

Im Streit stehen hÃ¶here Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II) fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember 2014.

Â 

Der KlÃ¤ger ist 1965 geboren und bezieht bei dem Beklagten jedenfalls seit 2009
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II (Arbeitslosengeld II
gemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs. 1 SGB II). 

Â 

Der KlÃ¤ger hat eine KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 2,07 m und die BekleidungsgrÃ¶Ã�e 118
sowie SchuhgrÃ¶Ã�e 52 bzw. 16UK. Er bewohnt seit 2005 eine Wohnung mit einer
Gasetagenheizung, die Warmwasserversorgung erfolgt dezentral Ã¼ber eine
Gastherme. Der KlÃ¤ger hat sich in dem Mietvertrag verpflichtet, fÃ¼r die Wohnung
eine private Haftpflichtversicherung abzuschlieÃ�en (Anlage 1 zum Mietvertrag, zu
Â§ 25 Abs. 3 des Vertrags). Der KlÃ¤ger zahlte fÃ¼r die Haftpflichtversicherung
jÃ¤hrlich im Juli einen Beitrag in HÃ¶he von 32,24 Euro. 

Â 

Der Beklagte berÃ¼cksichtigte in der Annahme eines hÃ¶heren Grundumsatzes des
KlÃ¤gers fÃ¼r diesen einen ernÃ¤hrungsbedingten (individuellen) Mehrbedarf in
HÃ¶he von 10 % des Regelbedarfs. Dies beruhte auf einer Stellungnahme der
Abteilung Gesundheit des Bezirksamtes Mitte von Berlin vom 13. Dezember 2011
(Frau Dr. H, Bl.Â  der Leistungsakte â�� LA â�� Bd. ). Danach erscheine bei
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Annahme eines erhÃ¶hten Grundumsatzes ein Mehrbedarf, bezogen auf den
Regelbedarf fÃ¼r Nahrung und alkoholfreie GetrÃ¤nke, von ca. 30 % angemessen.
Dies entspreche ungefÃ¤hr den â��Empfehlungen des Deutschen Vereins zur
GewÃ¤hrung von Krankenkostzulage in der Sozialhilfeâ��, die einen Mehrbedarf von
10 % des Eckregelsatzes fÃ¼r eine Anzahl von Erkrankungen vorsÃ¤hen, die
diÃ¤tetisch mit einer Vollkost nicht ausreichend zu behandeln seien und einen
erhÃ¶hten ErnÃ¤hrungsaufwand forderten. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragte mit seinem Antrag vom 22. Mai 2014 fÃ¼r die Leistungen
ab dem 1. Juli 2014 u.a. eine ErhÃ¶hung des Mehrbedarfs auf 20 %, da der
bisherige Mehrbedarf aufgrund seines erhÃ¶hten Energie- bzw. Kalorienbedarfs zur
GewÃ¤hrleistung einer angemessenen Grundversorgung vÃ¶llig unzureichend sei
sowie eine erhÃ¶hte GewÃ¤hrung des Zuschlags fÃ¼r den Stromverbrauch zum
Betrieb seiner Gastherme.

Â 

Der Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 30. Mai 2014 vorlÃ¤ufig
Leistungen fÃ¼r den Bewilligungszeitraum vom 1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember
2014 in HÃ¶he von 791,25 Euro monatlich. Neben dem Regelbedarf in HÃ¶he von
391,00 Euro berÃ¼cksichtigte er weiter einen (ernÃ¤hrungsbedingten) Mehrbedarf
in HÃ¶he von 10 % (39,10 Euro) sowie einen Zuschlag fÃ¼r den Strombedarf der
Gastherme in HÃ¶he von 1,75 Â (entspricht 5 % der GasabschlÃ¤ge des KlÃ¤gers)
zusÃ¤tzlich zur Miete und den Heizkosten. Die VorlÃ¤ufigkeit seiner Bewilligung
begrÃ¼ndete der Beklagte damit, dass der Antrag auf GewÃ¤hrung eines
(weiteren) Mehrbedarfs fÃ¼r die Warmwasseraufbereitung noch nicht
(abschlieÃ�end) beschieden werden kÃ¶nne.

Â 

Der KlÃ¤ger erhob am 29. Juni 2014 mehrere WidersprÃ¼che gegen den
vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheid und stellte daneben drei AntrÃ¤ge auf
Ã�berprÃ¼fung der bis dahin ergangenen Bewilligungsbescheide betreffend den
Leistungszeitraum rÃ¼ckwirkend zum Januar 2013. Er begehrte mit diesen u.a. die
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r das Sozialticket, die GewÃ¤hrung eines hÃ¶heren
ernÃ¤hrungsbedingten Mehrbedarfs sowie eines Mehrbedarfs fÃ¼r Kleidung und
Schuhe in Ã�bergrÃ¶Ã�e in HÃ¶he von 100 % der im Regelbedarf vorgesehenen
Summe (32,09 Euro fÃ¼r 2013), bzw. mindestens 20 % des maÃ�gebenden
Regelbedarfs (= 78,20 Euro). Ungeachtet dessen sei die HÃ¶he des Regelbedarfs
allgemein verfassungswidrig zu niedrig bemessen, er beantrage einen Regelbedarf
in HÃ¶he von mindestens 594,93 Euro pro Monat. Am 3. Juli 2014 beantragte er
erneut im Wege des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens die Bewilligung der o.g.
Mehrbedarfe fÃ¼r ernÃ¤hrungsbedingte Mehrkosten und die Anschaffung von
Bekleidung und Schuhen in Ã�bergrÃ¶Ã�e fÃ¼r den Zeitraum 2013 und 2014. Der
Beklagte lehnte die Ã�berprÃ¼fungsantrÃ¤ge mit insgesamt fÃ¼nf
Einzelbescheiden vom 11. September 2014 sowie einem Bescheid vom 22.
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September 2014 ab.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 16. September 2014 wies der Beklagte alle
WidersprÃ¼che gegen den Bescheid vom 30. Mai 2014 zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger hat
gegen den Widerspruchsbescheid drei einzelne Klagen zum Sozialgericht Berlin
erhoben (S 96 AS 24117/14, S 127 AS 24118/14 und S 197 AS 24119/18), jeweils
unterteilt nach den einzelnen Begehren, der HÃ¶he des Regelbedarfs, der
verschiedenen geltend gemachten Mehrbedarfe und der Stromkosten fÃ¼r die
Gastherme. Das Sozialgericht hat die drei Klageverfahren zum Az. des
Ausgangsverfahren (S 96 AS 24117/14) verbunden.

Â 

Der KlÃ¤ger erhob auch gegen die ablehnenden Ã�berprÃ¼fungsbescheide vom 11.
September 2014 und vom 22. September 2014 jeweils Widerspruch mit Ausnahme
des Bescheids betreffend den Warmwasserbedarf (Bl. 1337 â�� 1342 LA Bd. VI). Der
Beklagte wies die WidersprÃ¼che, betreffend die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das
Sozialticket, den ernÃ¤hrungsbedingten Mehrbedarf sowie den Bedarf wegen
Ã�bergrÃ¶Ã�e der Bekleidung mit fÃ¼nf Widerspruchsbescheiden vom 16.
Dezember 2014 zurÃ¼ck (W-96204/14, W-96204-07408/14, W-96204-07409/14,
W-96204-07410/14, W-96204-07411/14). Der KlÃ¤ger hat dagegen vier Klagen zum
Sozialgericht Berlin erhoben (S 173 AS 30098/14, S 174 AS 30087/14, S 175 AS
30088/14 und S 91 AS 30091/14). Diese Klagen hat das Sozialgericht zum Az. S 91
AS 30091/14 verbunden und die drei Klagen, betreffend den Bewilligungszeitraum
vom Juli 2014 bis Dezember 2014, wegen doppelter RechtshÃ¤ngigkeit zum bereits
anhÃ¤ngigen hiesigen Ausgangsverfahren vor der 96. Kammer als unzulÃ¤ssig
abgewiesen. FÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis einschlieÃ�lich Juni 2014
sei die Klage, betreffend die Mehrbedarfe unbegrÃ¼ndet (Gerichtsbescheid vom 23.
Januar 2017).

Â 

Im Klageverfahren S 96 AS 24117/14 rÃ¼gt der KlÃ¤ger, dass der Regelbedarf und
die darin enthaltenen Bekleidungspauschalen evident unzureichend seien und es
mÃ¼sse ein weiterer ernÃ¤hrungsbedingter Mehrbedarf in HÃ¶he von 45,55 % von
der im Regelbedarf fÃ¼r den Einzelbedarf Nahrung/GetrÃ¤nke vorgesehenen
Position sowie plus mindestens 12,8 % des Regelbedarfs gewÃ¤hrt werden. Die
DurchfÃ¼hrung einer Grundumsatzmessung, die der KlÃ¤ger zunÃ¤chst selbst
angeregt hat, hat er spÃ¤ter als nicht sachdienlich abgelehnt (u.a. am 6. Dezember
2016). Das Sozialgericht hat daraufhin ein in dem parallelen Klageverfahren S 126
AS 2599/17 eingeholtes ernÃ¤hrungsmedizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten
des Arztes Dr. R. M vom 12. Dezember 2017 aufgrund einer kÃ¶rperlichen
Untersuchung des KlÃ¤gers (am 4. Dezember 2017) beigezogen. Wegen der
Einzelheiten des Gutachtens wird auf Bl.Â  der Gerichtsakte, Bd.Â  Bezug
genommen.

                             4 / 18

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2096%20AS%2024117/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2096%20AS%2024117/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=91%20AS%2030091/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=91%20AS%2030091/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=91%20AS%2030091/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2096%20AS%2024117/14


 

Â 

SchlieÃ�lich macht der KlÃ¤ger weiter die vollstÃ¤ndige Ã�bernahme der
monatlichen Kosten fÃ¼r das Sozialticket der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)
geltend sowie der Kosten fÃ¼r zehn Einzelfahrausweise Tarifgebiet Berlin ABC und
zehn Anschlussfahrscheine jeweils pro Monat sowie Kosten einer BahnCard 50.
DarÃ¼ber hinaus begehrt er die BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs fÃ¼r
Bekleidung und Schuhe in Ã�bergrÃ¶Ã�e in HÃ¶he von 181 % des dafÃ¼r im
Regelbedarf vorgesehenen Anteils. Sein Klagebegehren, gerichtet auf die
GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren monatlichen Leistung, begrÃ¼nde sich aus den
genannten Mehrbedarfen. Den Anspruch auf die Ã�bernahme hÃ¶herer
Stromkosten fÃ¼r die Gastherme in HÃ¶he von monatlich insgesamt 9,46 Euro und
auf BerÃ¼cksichtigung seiner privaten Haftpflichtversicherung in HÃ¶he von 32,24
Euro hat der Beklagte im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Sozialgericht genauso anerkannt wie einen Anspruch auf Ã�bernahme von
Verzugszinsen in HÃ¶he von 5 Prozent des Basiszinssatzes ab FÃ¤lligkeit der
genannten AnsprÃ¼che. Der KlÃ¤ger hat das Teilanerkenntnis im Termin
angenommen und begehrt die GewÃ¤hrung einer (Verzugs-)Pauschale nach Â§ 288
Abs. 5 BGB (ErklÃ¤rungen des KlÃ¤gers zu Protokoll des Sozialgerichts, Bl.Â  Bd.Â 
der Gerichtsakte).

Â 

Mit Urteil vom 23. Januar 2019 hat das Sozialgericht den Beklagten verurteilt, dem
KlÃ¤ger fÃ¼r den Bewilligungszeitraum 1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember 2014
hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter BerÃ¼cksichtigung
eines Mehrbedarfs fÃ¼r Bekleidung und Schuhe in Ã�bergrÃ¶Ã�e in HÃ¶he von
monatlich 28,36 Euro zu gewÃ¤hren und im Ã�brigen die Klage abgewiesen.
Gegenstand des Verfahrens seien neben dem angefochtenen Bewilligungsbescheid
vom 30. Mai 2014 auch die drei weiteren Bescheide vom 11. September 2014, mit
denen der Beklagte auf den entsprechenden Antrag des KlÃ¤gers die GewÃ¤hrung
eines Mehrbedarfs fÃ¼r Bekleidung und die Ã�bernahme von Kosten fÃ¼r ein
Sozialticket fÃ¼r den streitigen Bewilligungszeitraum abgelehnt habe. Denn der
KlÃ¤ger habe mit seinen AntrÃ¤gen auf Ã�berprÃ¼fung die AbÃ¤nderung der
Bewilligung des Bescheides vom 30. Mai 2014 begehrt. Mehrbedarfe kÃ¶nnten als
integraler Bestandteil der Regelleistung nicht isoliert geltend gemacht werden.
Dennoch erlassene Bescheide Ã¼ber einen solchen Mehrbedarf wÃ¼rden nach 
Â§Â§ 86, 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des Widerspruchs- bzw. eines
Klageverfahrens, betreffend die HÃ¶he der Leistung fÃ¼r den jeweiligen
Leistungsabschnitt. Die Kammer sei auch berechtigt, Ã¼ber die Leistungen
endgÃ¼ltig zu entscheiden, denn im Hinblick auf den Ablehnungsbescheid vom 11.
September 2014 Ã¼ber einen Mehrbedarf fÃ¼r Warmwasser liege kein Grund mehr
fÃ¼r eine gerichtliche Entscheidung Ã¼ber vorlÃ¤ufige Leistungen vor (Hinweis auf
Bundessozialgericht, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS 13/14 R).

Â 

Der KlÃ¤ger habe Anspruch auf einen monatlichen Mehrbedarf fÃ¼r Bekleidung,
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WÃ¤sche und Schuhe in Ã�bergrÃ¶Ã�e in HÃ¶he von monatlich 28,36 Euro. FÃ¼r
ihn bestehe gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 6 SGB II ein regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrender
Bedarf, der im Vergleich zu dem im Regelbedarf berÃ¼cksichtigten Bedarf nach
oben erheblich abweiche und aufgrund seiner HÃ¶he unabweisbar sei, weil er nicht
dauerhaft aus Einsparungen an anderer Stelle des Regelbedarfs ausgeglichen
werden kÃ¶nne. Zu den besonderen Bedarfen, die im Vergleich zu den im
Regelbedarf abgebildeten Durchschnittsbedarfen abweichen kÃ¶nnten und damit
die Bedarfslage der Betroffenen in qualitativer oder quantitativer Hinsicht anders
prÃ¤gten, kÃ¶nne auch der Bedarf besonderer Ã�bergrÃ¶Ã�en im Einzelfall
gehÃ¶ren. Aus der GesetzesbegrÃ¼ndung zur Parallelvorschrift des Â§ 27a Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) ergebe sich, dass ein
relevanter abweichender Bedarf auch darin bestehen kÃ¶nne, dass
Leistungsberechtigte (dauerhaft) teurere Ã�ber- oder UntergrÃ¶Ã�en benÃ¶tigten.
Soweit der Gesetzgeber des SGB II dafÃ¼r keinen entsprechenden Mehrbedarf habe
anerkennen wollen, kÃ¶nne dies im Wege einer verfassungskonformen Auslegung
dann nicht gelten, wenn sich eine VersorgungslÃ¼cke aus einem strukturellen
Defizit der den RegelsÃ¤tzen zugrundeliegenden Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS) ergebe, so z.B. weil sich die EVS und ihr folgend auch
die Bemessung der Regelbedarfe nur an durchschnittlichen Bedarfen orientiere. Zur
Sicherung des Grundrechts auf GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen
Existenzminimums mÃ¼sse dann im Einzelfall ein zusÃ¤tzlicher Bedarf
eingerÃ¤umt werden. Der dauerhafte Mehrbedarf des KlÃ¤gers ergebe sich fÃ¼r die
Kammer aus der entsprechenden Fachpublikation von S.Thiele/L.R. Sobina in der
HuW (Hauswirtschaft und Wissenschaft, EuropÃ¤ische Fachzeitschrift fÃ¼r
HaushaltsÃ¶konomie, Haushaltstechnik und Sozialmanagement) 2014, S. 64 â�� 70
mit dem Titel: â��Besteht ein ALG-II-Mehrbedarf fÃ¼r Kleidung und Schuhe in
Ã�bergrÃ¶Ã�en?â��. Die Autorinnen hÃ¤tten in 90 zufÃ¤llig ausgewÃ¤hlten
Bekleidungs- und Schuh-OnlinegeschÃ¤ften Preise fÃ¼r Normal- und
Ã�bergrÃ¶Ã�en fÃ¼r MÃ¤nnerbekleidung und â��schuhe ausgewertet. Daraus lasse
sich ersehen, dass der im Regelbedarf enthaltene Anteil fÃ¼r Bekleidung und
Strumpfwaren von insgesamt 24,70 Euro fÃ¼r die Anschaffung von Ã�bergrÃ¶Ã�en
monatlich mit dem Faktor 1,59 zu multiplizieren sei. Den im Regelbedarf
enthaltenen Anteil fÃ¼r Schuhe (8,16 Euro) habe die Kammer mit dem in der
genannten Studie ermittelten Faktor 2,69 multipliziert. Der so ermittelte Mehrbedarf
betrage 7 % des 2014 geltenden Regelbedarfs und kÃ¶nne nicht dauerhaft mit
Umschichtungen aus den sonstigen Bedarfspositionen finanziert werden, ohne dass
bei diesen dadurch eine Unterdeckung eintrete. 

Â 

Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf weitere Leistungen. So sei ein hÃ¶herer
Mehrbedarf fÃ¼r kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung nach Â§ 21 Abs. 6 SGB II denkbar,
dagegen nicht nach Â§ 21 Abs. 5 SGB II. Diese Anspruchsgrundlage fordere einen
krankheitsbedingten hÃ¶heren Energiebedarf. Der KlÃ¤ger hingegen mache einen
konstitutionsbedingt hÃ¶heren Grundumsatz geltend. Dieser begrÃ¼nde keinen
(finanziellen) Mehrbedarf. Zwar habe der KlÃ¤ger einen hÃ¶heren Kalorienbedarf als
der dem Regelbedarf zugrunde gelegte statistisch durchschnittlich gewachsene
Mann. Dies ergebe sich aus dem im Parallelverfahren (Az.: S 126 AS 2599/17)
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eingeholten medizinischen Gutachten Ã¼ber den KlÃ¤ger vom 12. Dezember 2017.
Dieses habe eine Grundumsatzmessung beim KlÃ¤ger durchgefÃ¼hrt und
nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger im Vergleich zu einem statistisch
durchschnittlich gewachsenen Mann mit einem entsprechenden KÃ¶rpergewicht
von 94 kg zwar einen um 13 % erhÃ¶hten tÃ¤glichen Energiebedarf habe. Dieser
lasse sich jedoch â�� so der medizinische SachverstÃ¤ndige â�� mittels einer
VollkosternÃ¤hrung decken. Der KlÃ¤ger habe auch keine tatsÃ¤chlich hÃ¶heren
Ausgaben fÃ¼r Lebensmittel nachgewiesen. So habe er insbesondere
Aufwendungen, die noch Ã¼ber dem Mehrbedarf lÃ¤gen, den der Beklagte bereits
monatlich berÃ¼cksichtige, nicht nachgewiesen.Â  Â 

Â 

Der KlÃ¤ger habe schlieÃ�lich keinen Anspruch auf einen mobilitÃ¤tsbedingten
Mehrbedarf. Die Kosten fÃ¼r MobilitÃ¤t und Verkehr seien im Regelbedarf mit
24,62 Euro monatlich abgebildet, ohne dass fÃ¼r den KlÃ¤ger ein im Vergleich zu
anderen Leistungsbeziehern erhÃ¶hter Bedarf nachgewiesen sei. Es sei
verfassungsrechtlich nicht geboten, dem KlÃ¤ger die Kosten fÃ¼r die Anschaffung
eines Sozialtickets sowie der weiteren von ihm geltend gemachten Verkehrskosten
zu gewÃ¤hren. Eine Ã¼ber die genannten Mehrbedarfe noch weitergehende
ErhÃ¶hung des Regelbedarfs habe der KlÃ¤ger dagegen zuletzt auch auf Nachfrage
im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht mehr begehrt. Soweit der KlÃ¤ger
mit seinem Antrag, ein Preisgutachten fÃ¼r jeden Einzelbedarf des Regelbedarfs in
der Stadt B einzuholen, weiter die Verfassungswidrigkeit der HÃ¶he des
Regelbedarfs geltend mache, habe die Kammer keine Zweifel an der
VerfassungsgemÃ¤Ã�heit des Regelbedarfs. 

Â 

Ein Anspruch auf GewÃ¤hrung der Verzugspauschale gemÃ¤Ã� Â§ 288 Abs. 5 BGB,
die nur fÃ¼r SchuldverhÃ¤ltnisse nach dem 28. Juli 2014 gelte, scheitere daran,
dass diese fÃ¼r Verbraucher bereits tatbestandlich keine Anwendung finde. 

Â 

Das Sozialgericht hat die Berufung fÃ¼r den Beklagten zugelassen.

Â 

Einen Antrag des KlÃ¤gers, das Protokoll zu berichtigen, weil er mehrere
BeweisantrÃ¤ge zur Ermittlung der einzelnen Mehrbedarfe und Differenzen der
Regelbedarfsanteile zu realen Preisen am Markt gestellt habe, hat das Sozialgericht
mit Beschluss vom 27. Februar 2019 abgelehnt. Â 

Â 

Der Beklagte hat am 4. MÃ¤rz 2019 gegen das ihm am 28. Februar 2019 zugestellte
Urteil Berufung eingelegt.
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Â 

Der KlÃ¤ger hat gegen das ihm am 28. Februar 2019 zugestellte Urteil am 19.
MÃ¤rz 2019 Berufung eingelegt, mit der er sein erstinstanzliches Begehren,
betreffend die Anerkennung von diversen Mehrbedarfen und die GewÃ¤hrung einer
Verzugskostenpauschale weiterverfolgt. Da der Regelbedarf insgesamt evident
unzureichend sei, kÃ¶nnten Leistungsberechtigte bei Unterdeckung von
Mehrbedarfen nicht umschichten. Aus den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 23. Juli 2014 (1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1
BvR 1691/13) folge eine Pflicht des Gesetzgebers, auf die Unterdeckung
existenzieller Bedarfe zu reagieren. Zu den grundrechtlich zu sichernden Bedarfen
gehÃ¶re derjenige fÃ¼r Verkehr/MobilitÃ¤t. Die Verkehrspauschale im Regelbedarf
sei insoweit unzureichend. Es folge daraus eine arrestÃ¤hnlich fixierte
AufenthaltsbeschrÃ¤nkung auf wenige Kilometer im Stadtgebiet. Es bestehe
Anspruch auf Ã�bernahme von Tarifen fÃ¼r die Fahrten im Berliner Nahbereich und
Umland, hilfsweise auf den Ausgleich der Differenz zwischen dem im Regelbedarf
enthaltenen Anteil fÃ¼r Verkehr und MobilitÃ¤t und einem S-Bahn-Ticket im
Tarifbereich AB sowie zehn Einzelfahrausweise Tarifgebiet ABC pro Monat, die
Bahncard 50 und zehn Anschlussfahrausweise. 

Er fordert die weitere AufklÃ¤rung des streitigen Sachverhaltes, auch im
eigenstÃ¤ndigen Beweissicherungsverfahren durch die Vorladung des Gutachters
Dr. R M, Zentrum fÃ¼r Sportmedizin, B, sowie der Verfasserinnen des Gutachtens
â��Besteht ein ALG-II-Mehrbedarf fÃ¼r Kleidung und Schuhe in
Ã�bergrÃ¶Ã�en?â��, Dr. S T und/oder L R S, schlieÃ�lich die Einholung eines
unabhÃ¤ngigen ernÃ¤hrungswissenschaftlichen Gutachtens zur Ermittlung seines
Energie- und NÃ¤hrstoffbedarfs sowie eines unabhÃ¤ngigen Preisgutachtens.Â  Es
sei nicht erwiesen, dass durch die Anteile fÃ¼r ErnÃ¤hrung eine VollkosternÃ¤hrung
aus dem Regelbedarf tatsÃ¤chlich zu finanzieren sei. Der vom Beklagten gewÃ¤hrte
Mehrbedarf in HÃ¶he von 10 % des Regelbedarfs sei unzureichend, da seine
KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e und Gewicht um mehr als 20 % vom DurchschnittsbÃ¼rger
abweiche. Das Gericht mÃ¼sse ermitteln, auf welcher Grundlage die
Widerspruchsentscheidung des Beklagten fuÃ�e. 

Â 

Es bestehe auÃ�erdem ein hÃ¶herer Mehrbedarf Bekleidung/Schuhe, nÃ¤mlich in
HÃ¶he von 181 % des entsprechend im Regelbedarf vorgesehenen Einzelbedarfs
fÃ¼r Bekleidung/Schuhe. Das vom Sozialgericht herangezogene Gutachten T/S
habe fÃ¼r seine GrÃ¶Ã�e nur begrenzte Aussagekraft, da es nur die
Ã�bergrÃ¶Ã�en XXL und 4XL untersuche und auf rein spekulativer Datenbasis
beruhe sowie nicht am realen Warenkorbmodell orientiert sei. Die Erhebung sei
statistisch unwissenschaftlich und ein GefÃ¤lligkeitsgutachten. Eigene
stichprobenartige Erhebungen des KlÃ¤gers gelangten zu einem Preisfaktor von
2,81. Das Sozialgericht habe dazu eigene Ermittlungen unterlassen. Die
Bedarfsunterdeckung in dem Teilbereich der Bekleidung und Schuhe pflanze sich in
der grundgesetzwidrigen Unterdeckung in den elementaren weiteren Bedarfen wie
ErnÃ¤hrung und Gesundheit, langlebiger Konsum-/VerbrauchsgÃ¼ter fort.
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Quittungen Ã¼ber die Beschaffung adÃ¤quater Bekleidung kÃ¶nne er nicht
vorlegen, weil es gerade an den finanziellen Mitteln fehle. 

Â 

SchlieÃ�lich seien die Regelbedarfe insgesamt in keiner Weise bedarfsdeckend
angesetzt und deshalb verfassungswidrig.

Â 

An dem Anspruch auf zusÃ¤tzliche Zahlung der 40-Euro-Verzugspauschale halte er
fest, denn deren gesetzliche Voraussetzungen seien erfÃ¼llt. 

Â 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 23. Januar 2019 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 30. Mai 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16. September 2014 sowie der Bescheide vom 11.
September 2014 und vom 22. September 2014 in der Gestalt der
Widerspruchsbescheide vom 16. Dezember 2014 (W-96204-07406/14,
W-96204-07408/14 und W-96204-07410/14) zu verurteilen, 

Â 

ihm fÃ¼r den Bewilligungszeitraum vom 1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember 2014
hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes unter BerÃ¼cksichtigung
eines zusÃ¤tzlichen Mehrbedarfs fÃ¼r Nahrung und GetrÃ¤nke in HÃ¶he von
mindestens 45,55 % der im jeweiligen Regelsatz (35,5 %) vorgesehenen Summe
fÃ¼r den Einzelbedarf Nahrung/GetrÃ¤nke plus 12,8 % vom maÃ�gebenden
Regelbedarf wegen eines individuell unabweisbar hÃ¶heren Energie- bzw.
Kalorienbedarfs, sowie einen hÃ¶heren Mehrbedarf fÃ¼r Bekleidung/Schuhe in
HÃ¶he von mindestens 181 % des im Regelbedarf dafÃ¼r vorgesehenen Anteils
und eine Verzugskostenpauschale nach Â§ 288 Abs. 5 Satz 1 BGB zu zahlen, Â 

Â 

darÃ¼ber hinaus die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen. 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  

Der Beklagte beantragt,

                             9 / 18

https://dejure.org/gesetze/BGB/288.html


 

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 23. Januar 2019 aufzuheben, soweit dem
KlÃ¤ger unter AbÃ¤nderung des angefochtenen Bescheides vom 30. Mai 2014 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16. September 2014, der Bescheide
vom 11. September 2014 in der Fassung der Widerspruchsbescheide vom 16.
Dezember 2014 fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis zum 31. Juli 2014 hÃ¶here
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter BerÃ¼cksichtigung eines
Mehrbedarfs fÃ¼r Bekleidung und Schuhe wegen Ã�bergrÃ¶Ã�e von monatlich
28,36 Euro zu gewÃ¤hren sind und die Klage auch insoweit abzuweisen 

Â 

sowie die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Der Beklagte fÃ¼hrt an, das Sozialgericht habe die Verurteilung zu einem
Mehrbedarf rechtswidrig als Dauerleistung und ohne Feststellung einer
tatsÃ¤chlichen Bedarfslage vorgenommen. Ausweislich des Sitzungsprotokolls des
Sozialgerichts habe der KlÃ¤ger fÃ¼r den streitigen Zeitraum keine Quittungen
vorlegen kÃ¶nnen. Eine mÃ¶glicherweise nicht ausreichende Deckung des
Regelbedarfs kÃ¶nne in der Konsequenz keinen besonderen Bedarf im Einzelfall
auslÃ¶sen. Ein abstrakter Bedarf solle mit Â§ 21 Abs. 6 SGB II gerade nicht
abgedeckt werden, was sich beispielhaft bei den Kosten des Umgangsrechts zeige.
Finde tatsÃ¤chlich kein Umgang statt, kÃ¶nnten auch keine Kosten geltend
gemacht werden. Der KlÃ¤ger habe keine Aufwendungen getÃ¤tigt, welche den
streitigen Mehrbedarf auslÃ¶sen kÃ¶nnten. Eine Konkretisierung des Bedarfs
erfolge nicht einmal ansatzweise. Die Ausgaben fÃ¼r Bekleidung seien in jedem Fall
vom Regelsatz umfasst und zu finanzieren. Nichts anderes gelte fÃ¼r groÃ�
gewachsene Leistungsbezieher. Faktisch sei der Regelsatz durch die Entscheidung
des Sozialgerichts dauerhaft erhÃ¶ht und so das gesetzliche Regelsystem der
Einteilung in Bedarfstypen des Dauerbedarfs, des einmaligen Bedarfs und
unregelmÃ¤Ã�igen Bedarfs durchbrochen worden. Eine endgÃ¼ltige Bewilligung sei
schlieÃ�lich nicht erfolgt, so dass zumindest die Fiktion des Â§ 41a Abs. 5 SGB II
i.V.m. Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB II zum 1.Â August 2017 eingetreten sei. Das
selbstÃ¤ndige Beweissicherungsverfahren (Â§ 76 Abs. 2 SGG) finde nur bei den
erstinstanzlich zustÃ¤ndigen Sozialgerichten statt, nicht hingegen bei den
Landessozialgerichten.

Â 

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger am 9. August 2019 unter Berufung auf sein
Teilanerkenntnis in der mÃ¼ndlichen Verhandlung beim Sozialgericht u.a. einen
Mehrbedarf wegen Bekleidung und Schuhen fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis
zum 31. Dezember 2014 in HÃ¶he von monatlich 28,36 Euro gewÃ¤hrt und
insgesamt fÃ¼r den streitigen Zeitraum einen Betrag in HÃ¶he von weiteren 419,68
Euro an den KlÃ¤ger ausgezahlt. Einen Vorbehalt im Hinblick auf seine fÃ¼r den
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Bekleidungsmehrbedarf eingelegte Berufung hat der Beklagte nicht erteilt.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten (3 Bde.) sowie Leistungsakten des Beklagten (5 Bde.) verwiesen, die
Gegenstand der Beschlussfassung gewesen sind.

II.

Â 

1. Der Senat konnte die Berufungen durch Beschluss zurÃ¼ckweisen. Er hÃ¤lt die
Berufung des KlÃ¤gers einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche
Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich (Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz [SGG]); die
Berufung des Beklagten ist dagegen zwar zulÃ¤ssig erhoben worden, sie wurde
aber mit dem Schreiben des Beklagten vom 9. August 2019 unzulÃ¤ssig und war
deshalb zu verwerfen (Â§ 158 SGG). Die Beteiligten sind vorher angehÃ¶rt worden.

Â 

2. Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg, denn das Sozialgericht hat seine
Klage zu Recht abgewiesen, soweit er mit ihr einen hÃ¶heren Mehrbedarf fÃ¼r die
Anschaffung von Bekleidung und Schuhen in Ã�bergrÃ¶Ã�e und fÃ¼r seine Nahrung
und GetrÃ¤nke (a.), sowie weitere Leistungen fÃ¼r MobilitÃ¤t und Verkehr begehrt
(b.) und schlieÃ�lich eine Verzugskostenpauschale nach Â§ 288 BGB geltend macht
(c.). 

Â 

Streitgegenstand ist die HÃ¶he des Leistungsanspruchs, konkret im Hinblick auf
Mehrbedarfe in dem Bewilligungszeitraum vom 1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember
2014. Der Zeitraum ist Gegenstand des Bewilligungsbescheides vom 30. Mai 2014
sowie der weiteren Bescheide vom 11. und 22. September 2014, die auf
Ã�berprÃ¼fungsantrÃ¤gen des KlÃ¤gers im bereits laufenden
Widerspruchsverfahren beruhten (Â§Â§ 86, 96 SGG).Â  

Â 

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf weitere, konkret noch hÃ¶here Leistungen
fÃ¼r den Bewilligungszeitraum. Zur BegrÃ¼ndung verweist der Senat zur
Vermeidung von Wiederholungen auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in
seinem Urteil (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Unter WÃ¼rdigung des Vortrags des KlÃ¤gers
bleibt zu betonen und ergÃ¤nzend auszufÃ¼hren:

Â 

a. aa. Zutreffend hat das Sozialgericht die Anspruchsgrundlage fÃ¼r den
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Mehrbedarf wegen der (regelmÃ¤Ã�igen) Anschaffung von Schuhen und Bekleidung
sowie einer kostenaufwÃ¤ndigen ErnÃ¤hrung in Â§ 21 Abs. 6 Zweites Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) in der Fassung vom 13. Mai 2011, die bis zum 31. Juli
2016 galt, gesehen. Nach Â§Â 21 Abs. 6 SGB II wird bei Leistungsberechtigten ein
Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, laufender, nicht nur
einmaliger besonderer Bedarf besteht (Satz 1). Der Mehrbedarf ist unabweisbar,
wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter sowie unter
BerÃ¼cksichtigung von EinsparmÃ¶glichkeiten der Leistungsberechtigten gedeckt
ist und seiner HÃ¶he nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht
(Satz 2).

Â 

Der KlÃ¤ger hat mit Blick auf die Anschaffung von Bekleidung und Schuhen und die
Kosten fÃ¼r Nahrung und GetrÃ¤nke jedenfalls keinen noch hÃ¶heren Mehrbedarf
als denjenigen nachgewiesen, den einerseits der Beklagte bereits gewÃ¤hrt
(Nahrung/GetrÃ¤nke) bzw. andererseits das Sozialgericht ihm zugesprochen hat
(Bekleidung, Schuhe und Strumpfwaren). Dabei scheitert ein Mehrbedarf entgegen
der Auffassung des Beklagten nicht schon daran, dass in beiden FÃ¤llen jeweils eine
Bedarfsposition betroffen ist, die bereits im Regelbedarf berÃ¼cksichtigt wird. Ein
Mehrbedarf i.S. von Â§ Â 21 Abs. 6 SGB II, der im Nachgang der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 9. Februar 2010 (- 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09,
1 BvL 4/09 â�� BVerfGE 125, 175 ff.) neu in das Gesetz aufgenommen wurde, liegt
vor, wenn im Einzelfall ein (qualitativ) atypischer Bedarf besteht, der auÃ�erhalb
des Regelbedarfs liegt oder ein Bedarf besteht, der zwar seiner Art nach im
Regelbedarf berÃ¼cksichtigt wird, dies jedoch nur in durchschnittlicher HÃ¶he, und
fÃ¼r einen Leistungsberechtigen der HÃ¶he nach Ã¼berdurchschnittlich und damit
atypisch nachgewiesen ist. Dabei muss es sich um einen lÃ¤ngerfristigen,
dauerhaften und nicht nur einmaligen, kurzfristigen Bedarf handeln. Unabweisbar
ist der Bedarf, wenn er nicht durch Zuwendungen Dritter oder durch ein Ausweichen
auf eine andere Bedarfslage befriedigt werden kann (vgl. Behrend in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§Â 21 Rdnr. 80 und 86, 88 und 92, unter
Berufung auf das BVerfG, aaO, S. 254). Soweit der Gesetzgeber in der
GesetzesbegrÃ¼ndung zu Â§ 21 Abs. 6 SGB II ausfÃ¼hrt, der HÃ¤rtefallmehrbedarf
erfasse keine Bekleidung bzw. Schuhe in Ã�ber- oder UntergrÃ¶Ã�e sowie keinen
Ã¼ber Â§ 21 Abs. 5 SGB II hinausgehenden besonderen ErnÃ¤hrungsaufwand
(BT-Drs. 17/1465 S. 9 â�� Zu Nummer 2, ohne inhaltliche BegrÃ¼ndung), haben
diese EinschrÃ¤nkungen zumindest im Wortlaut des Gesetzes keinen Niederschlag
gefunden. Â§ 21 Abs. 6 SGB II ist auÃ�erdem zur SchlieÃ�ung von BedarfslÃ¼cken
in der Existenzsicherung vor dem Hintergrund seiner verfassungsgerichtlich
bedingten â��Geneseâ�� (dazu oben) verfassungskonform auszulegen (vgl. auch
MÃ¼nder/Geiger, SGB II â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, Â§ 21 Rdnr. 5).
Allgemein gilt dabei als Grenze, dass Abs. 6 keine AusweichmÃ¶glichkeit bei
gesetzgeberischem Systemversagen darstellen soll. AuÃ�erdem sind
spezialgesetzliche Vorschriften, die eine besondere (fÃ¼r sich betrachtet schon
â��atypischeâ��) Bedarfssituation regeln, auch im VerhÃ¤ltnis zu Â§ 21 Abs. 6
abschlieÃ�end (Breitkreuz in: BeckOK SozR, SGB II Â§ 21 Rdnr. 18b, beck-online).
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Â 

Gemessen daran handelt es sich bei dem Bekleidungsbedarf des KlÃ¤gers
grundsÃ¤tzlich um einen dauerhaften Bedarf, wie das Sozialgericht vÃ¶llig
zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, weil er mehrfach in einem Bewilligungszeitraum oder
zumindest einmal in unterschiedlichen ZeitrÃ¤umen entsteht. FÃ¼r einen
tatsÃ¤chlich bestehenden, der HÃ¶he nach atypischen Bedarf an Bekleidung und
Schuhen sprechen im Fall des KlÃ¤gers die Erkenntnisse der fÃ¼r Deutschland
reprÃ¤sentativen Erhebung von Thiele/Sobina fÃ¼r Preise in Normal- und
Ã�bergrÃ¶Ã�en anhand von preisgÃ¼nstigen Online-Anbietern im Vergleich zu den
im Regelbedarf enthaltenen Anteilen, die in der Zeitschrift HuW, Heft, 2/2014, S. 64
ff. publiziert wurde und auf die das Sozialgericht seine Entscheidung auch
gestÃ¼tzt hat (so auch Urteil des Sozialgerichts Berlin fÃ¼r den KlÃ¤ger vom 29.
November 2017, S 183 AS 9809/15, Berufung anhÃ¤ngig unter L 29 AS 2628/17).

Â 

Die Ergebnisse des wissenschaftlichen Beitrags sind zur Bestimmung des
Mehrbedarfs des KlÃ¤gers gut verwertbar und ermÃ¶glichen zuverlÃ¤ssig eine
SchÃ¤tzung, wie sie das Sozialgericht unternommen hat. Die Zeitschrift HuW
publiziert begutachtete wissenschaftliche Manuskripte aus den Fachgebieten
HaushaltsÃ¶konomie, Haushaltstechnik und Sozialmanagement
(vgl. www.haushalt-wissenschaft.de). Aus dem Fachbeitrag Thiele/Sobina ergibt
sich, dass sich fÃ¼r Leistungsbezieher mit einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e, die von einer
DurchschnittskÃ¶rpergrÃ¶Ã�e signifikant abweicht, auch die Anschaffungspreise
fÃ¼r Bekleidung und Schuhe von den in der EVS abgebildeten Ausgaben relevant
unterscheiden. Ausgehend von dem Datenerhebungszeitraum April/Mai 2013,
Ã¼ber den die Autorinnen berichten, ergibt sich, dass der Faktor des
Anschaffungspreises fÃ¼r Ã�bergrÃ¶Ã�en im Vergleich zu
Normal(-konfektions)grÃ¶Ã�e, zwischen 2,69 (bei Schuhen) und 1,69 (bei
Strumpfwaren) sowie bei Bekleidung bei 1,59 liegt. Dies gilt bei Betrachtung von
NormalgrÃ¶Ã�e im Vergleich zur GrÃ¶Ã�e 4XL. Die NormalgrÃ¶Ã�e verorten die
Autorinnen fÃ¼r Herren bei der KleidergrÃ¶Ã�e L und bei Schuhen bei
SchuhgrÃ¶Ã�e 42 (Thiele/Sobina, HuW 2014, 64, 65). Der gewÃ¤hlte MaÃ�stab
erscheint plausibel. Nach dem Ergebnis einer 2014 von Statista als einem
fÃ¼hrenden Anbieter fÃ¼r Markt- und Konsumentendaten durchgefÃ¼hrten
Umfrage in Deutschland zur KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e gaben nur rund 0,2 Prozent der
Befragten an, 2 Meter oder grÃ¶Ã�er zu sein und 3,6 % gaben an, zwischen 1,90 m
und 1,99 m groÃ� zu sein. Dagegen gaben insgesamt rund 56 % der befragten
MÃ¤nner an, zwischen 1,70 m und 1,89 m groÃ� zu sein (
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/278035/umfrage/koerpergroesse-in-
deutschland/).

Â 

Daraus ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats fÃ¼r SGB II-Leistungsbezieher, die
Ã�bergrÃ¶Ã�en benÃ¶tigen, grundsÃ¤tzlich ein Mehrbedarf, denn es ist unter
BerÃ¼cksichtigung der obigen Umfrage davon auszugehen, dass die auf der EVS
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beruhende Zusammensetzung des Regelbedarfs fÃ¼r Bekleidung (32,85 Euro im
Regelbedarf 2014) statistisch vor allem auf der Erhebung von
Einkommensbeziehern beruht, die keine Ã�bergrÃ¶Ã�en bei Schuhen und
Bekleidung benÃ¶tigten. 

Â 

Dabei ist mit den Autorinnen des o.g. Beitrags einerseits zu berÃ¼cksichtigen, dass
mit Blick auf die real groÃ�en Preisschwankungen im Bereich der Schuhe mit
Ã�bergrÃ¶Ã�e von einem EmpfÃ¤nger von ALG II-Leistungen erwartet werden kann,
dass er mehr MÃ¼hen aufwendet, preisgÃ¼nstige Schuhe zu beschaffen und sich
so speziell fÃ¼r ihn die Mehrkosten fÃ¼r Schuhe von dem Faktor 2,69 auf den
Faktor 1,81 beschrÃ¤nken lassen (dazu nÃ¤her Thiele/Sobina, HuW 2014, S. 64, 68).
Damit ergibt sich fÃ¼r Schuhe, Strumpfwaren und Bekleidung ein Mittelwert in
HÃ¶he eines Faktors von 1,69. Bezogen auf den regelbedarfsrelevanten Anteil in
HÃ¶he von 32,85 Euro im Jahr 2014 lÃ¤sst sich daraus ein Mehrbedarf fÃ¼r
Ã�bergrÃ¶Ã�e (Schuhe/Strumpfwaren und Bekleidung) in HÃ¶he von 22,66 Euro pro
Monat (32,85 Euro x 1,69 = 55,516 Euro, abzÃ¼glich 32,95 Euro) ableiten. Wird
andererseits noch berÃ¼cksichtigt, dass Grundlage der Datenerhebung der
genannten Autorinnen die Ã�bergrÃ¶Ã�e 4XL war, was einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von
1,90 m entspricht, der KlÃ¤ger aber mit seiner KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e (2,07 m) noch
deutlich darÃ¼ber liegt und dies die Mehrausgaben nach EinschÃ¤tzung der beiden
Autorinnen noch weiter ansteigen lÃ¤sst (aaO, S. 68, vor 5), kÃ¶nnte dies aus Sicht
des Senats im Wege der SchÃ¤tzung mit einem weiteren Zuschlag zum Mehrbedarf
4XL in HÃ¶he von 10 â�� 20 % berÃ¼cksichtigt werden. Es ergibt sich daraus ein
Mehrbedarf in HÃ¶he von hÃ¶chstens 27,19 Euro monatlich fÃ¼r Schuhe und
Bekleidung. Der Senat lÃ¤sst offen, ob mit Blick auf die konkret vom KlÃ¤ger
benÃ¶tigte Ã�bergrÃ¶Ã�e stattdessen mit dem Urteil des Sozialgerichts die
Einsparobliegenheit fÃ¼r die Schuhe gar nicht berÃ¼cksichtigt und deshalb der
Faktor 2,69 ungemindert zugrunde zu legen ist, gleichzeitig aber fÃ¼r Bekleidung
insgesamt nur der 4XL Faktor von 1,59 angesetzt werden kann und Strumpfwaren
im Hinblick auf ihren geringen Anteil am Regelbedarf (2014: nur 1,38 Euro) nicht
fÃ¼r sich noch getrennt ermittelt werden mÃ¼ssen. Denn auch bei dieser fÃ¼r den
KlÃ¤ger gÃ¼nstigeren Ermittlungsweise des Sozialgerichts ergibt sich nur der
Mehrbedarf in HÃ¶he von 28,36 Euro, hingegen kein noch hÃ¶herer. 

Â 

Es ist unter BerÃ¼cksichtigung des jeweiligen Ergebnisses beider
Ermittlungsvarianten nicht zu beanstanden, wenn das Sozialgericht den Mehrbedarf
als der HÃ¶he nach unabweisbar i.S. des Â§ 21 Abs. 6 SGB II gewertet hat. Beide
Werte liegen bei rund 7 % des Regelbedarfs, so dass es vertretbar erscheint, den
KlÃ¤ger nicht dauerhaft darauf zu verweisen, den Bedarf allein durch
Umschichtungen aus seinem Regelbedarf zu decken.

Â 

Die â�� u.a. statistisch begrÃ¼ndeten â�� Einwendungen des KlÃ¤gers gegen die
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Ableitung der HÃ¶he des Mehrbedarfs aus dem Beitrag Thiele/Sobina Ã¼berzeugen
nicht. Soweit er stattdessen einen 181 %-igen Zuschlag begehrt, ist bereits unklar,
ob es sich um einen Zuschlag von zusÃ¤tzlich 81 % des maÃ�gebenden
Regelbedarfsanteils handeln soll oder sogar um weitere 181 % (ausgehend von
32,85 Euro). FÃ¼r beides liegt kein statistisches Material vor und muss auch im
Einzelfall des KlÃ¤gers nicht erhoben werden. Denn der Mehrbedarf lÃ¤sst sich â��
ausgehend von den Erhebungen der beiden Autorinnen â�� fÃ¼r den Einzelfall des
KlÃ¤gers zuverlÃ¤ssig schÃ¤tzen (Â§ 202 SGG, Â§ 287 Abs. 2 Zivilprozessordnung
â�� ZPO). Ein Anspruch auf eine quasi mathematische Ableitung eines Mehrbedarfs
ist in Â§ 21 Abs. 6 SGB II genauso wenig vorgesehen wie die Ermittlung anhand
eines vom KlÃ¤ger geforderten konkreten Warenkorbs. Von letzterem hat sich der
Gesetzgeber zugunsten der Konzeption der Regelbedarfe nach dem
(pauschalierten) Statistikmodell im SGB II wie im SGB XII bewusst verabschiedet
(vgl. allgemein Gutzler in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 3. Aufl., Â§Â 28 SGB XII
Rdnr. 40: â��Abgebildet wird nÃ¤mlich ein tatsÃ¤chliches Verbrauchsverhalten mit
internen Ausgleichsfaktoren.â��).

Â 

UnabhÃ¤ngig davon durfte das Sozialgericht den Mehrbedarf in seinem Urteil auch
fÃ¼r den bereits vergangenen streitigen Zeitraum 2014 zuerkennen. Ein Anspruch
fÃ¼r die Vergangenheit scheitert nicht bereits daran, dass der KlÃ¤ger die
Anschaffung konkreter Bekleidung oder von Schuhen in dem streitigen Zeitraum
auch auf konkrete Nachfrage des Sozialgerichts nicht im Einzelnen mittels Vorlage
von Quittungen nachweisen konnte. Im Unterschied zum Mehrbedarf, ausgelÃ¶st
durch die Aufwendungen fÃ¼r die AusÃ¼bung des Umgangsrechts, besteht kein
Zweifel daran, dass der KlÃ¤ger den dauerhaft bestehenden Bedarf an Bekleidung,
Schuhen und StrÃ¼mpfen laufend decken musste. 

Â 

Weiter war das Sozialgericht trotz des nur vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheides vom
30. Mai 2014 nicht gehindert, den Beklagten endgÃ¼ltig zur Leistung des
Mehrbedarfs zu verpflichten. Mit den Ablehnungsbescheiden zu den Mehrbedarfen
und dem Sozialticket vom September 2014 war die Bewilligung des Beklagten nicht
mehr vorlÃ¤ufig, auÃ�erdem waren die spezifischen Voraussetzungen fÃ¼r die
VorlÃ¤ufigkeit, nÃ¤mlich die Ermittlungen zu Grund und HÃ¶he eines Mehrbedarfs
fÃ¼r die Warmwasserversorgung, zum Zeitpunkt des erstinstanzlichen Urteils
entfallen (BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS 13/14 R â�� Rdnr. 16). Die
Fiktion des zum 1. August 2016 neu in das SGB II eingefÃ¼gten Â§ 41a Abs. 5 SGB II
kam nicht zur Anwendung. Soweit dieser bestimmt, dass, wenn innerhalb eines
Jahres nach Ablauf des Bewilligungszeitraums keine abschlieÃ�ende Entscheidung
ergeht, die vorlÃ¤ufig bewilligten Leistungen als abschlieÃ�end festgesetzt gelten,
kommt er nach Â§ 80 Abs. 2 SGB II nicht zur Anwendung. Ist der
Bewilligungszeitraum vor dem 1. August 2016 abgeschlossen, gilt noch die bis zum
31. Juli 2016 geltende Rechtslage (BSG, Urteil vom 12. September 2018 â�� B 4 AS
39/17 R â�� Rdnr. 23 ff.).Â  
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Â 

bb. Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf einen weiteren Mehrbedarf fÃ¼r die
Anschaffung von Nahrung und GetrÃ¤nken Ã¼ber den Betrag hinaus, den der
Beklagte in HÃ¶he von 10 % des 2014 maÃ�gebenden Regelbedarfs (39,10 Euro)
bereits gewÃ¤hrt. Das Sozialgericht hat insoweit die Klage zu Recht abgewiesen.
Ausgehend von den Feststellungen des Gutachters Dr. M, die dieser in seinem
Gutachten vom 12. Dezember 2017 auf Veranlassung des Sozialgerichts Berlin im
Verfahren S 126 AS 2599/17 erstattete, bestehen groÃ�e Zweifel, ob der KlÃ¤ger
allein wegen seiner KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e Ã¼berhaupt ein ErnÃ¤hrungsverhalten hat,
das nicht aus dem Regelbedarf fÃ¼r 2014 finanziert werden kÃ¶nnte. Der
Ã¤rztliche Gutachter hat ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger â�� ausgehend von seinem
Grundumsatz, seinem Alter und Geschlecht â�� zwar einen im Vergleich zu einem
Mann von durchschnittlicher Statur, vergleichbarem Gewicht und im gleichen Alter
um 13 % erhÃ¶hten Gesamtenergiebedarf hat. Dieser lÃ¤sst sich aber, so der
Gutachter, mit einer VollkosternÃ¤hrung decken. Ob sich aus dem erhÃ¶hten
Gesamtenergiebedarf allein monatlich hÃ¶here Kosten fÃ¼r die ErnÃ¤hrung
ergeben, hat der Gutachter dagegen fÃ¼r zweifelhaft gehalten. Vor diesem
Hintergrund geht der Senat davon aus, dass der KlÃ¤ger mittels des von dem
Beklagten bereits bewilligten 10 %-igen Zuschlags die Kosten fÃ¼r seine
ErnÃ¤hrung auf jeden Fall decken kann. Die HÃ¶he des 10 %-Zuschlags beruht auf
der Stellungnahme von Dr. H aus dem Jahr 2011, die einen mÃ¶glichen hÃ¶heren
Energiebedarf des KlÃ¤gers mit Erkrankungen verglichen hat, die diÃ¤tetisch mit
einer Vollkost nicht ausreichend zu behandeln sind. Diese Anleihe erscheint in der
BegrÃ¼ndung plausibel und mit ihrer AnknÃ¼pfung an den Eckregelbedarf auch im
Hinblick auf mÃ¶gliche PreisÃ¤nderungen hinreichend dynamisch. Aus den
umfangreichen, grÃ¶Ã�tenteils eher allgemein gehaltenen statistischen
ErwÃ¤gungen des KlÃ¤gers folgt ebenso wenig eine andere EinschÃ¤tzung wie aus
seinen AnwÃ¼rfen, wonach der Arzt Dr. M ein GefÃ¤lligkeitsgutachten erstellt habe
oder bereits wegen seiner damaligen beruflichen Anstellung im Zentrum fÃ¼r
Sportmedizin nicht neutral gewesen sein kÃ¶nne. Allein dass der Gutachter die
Annahmen des KlÃ¤gers nicht teilt, begrÃ¼ndet keine Zweifel an seiner
Unparteilichkeit. Ein wissenschaftliches regionalstatistisches Preisgutachten fÃ¼r
Berlin/Brandenburg fÃ¼r den Einzelbedarf Nahrung/alkoholfreie GetrÃ¤nke, wie es
der KlÃ¤ger wiederholt fordert, ist bereits deshalb kein taugliches Beweismittel, weil
fÃ¼r den Mehrbedarf wie auch den Regelbedarf nach Â§ 20 SGB II allein die
bundesdurchschnittliche Entwicklung der Preise fÃ¼r GÃ¼ter und Dienstleistungen
relevant ist (vgl. zur Bestimmung und Ermittlung Â§ 28a Abs. 2 und Abs. 3 SGB XII).

Â 

b. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die Bewilligung hÃ¶herer Leistungen
speziell zur GewÃ¤hrleistung eines (besonderen) MobilitÃ¤tsbedarfs. Er hat insoweit
mit seiner BerufungsbegrÃ¼ndung keinen besonderen Bedarf nachgewiesen. Einer
ErwerbstÃ¤tigkeit ging er 2014 nicht nach, so dass sein MobilitÃ¤tsbedÃ¼rfnis
durchschnittlich sein dÃ¼rfte und aus dem Anteil fÃ¼r Verkehr/MobilitÃ¤t des
Regelbedarfs gedeckt war (2014: 24,62 Euro pro Monat). 

                            16 / 18

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/20.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/28a.html


 

Â 

Soweit der KlÃ¤ger eine demgegenÃ¼ber erhÃ¶hte Leistung u.a. damit
begrÃ¼ndet, dass der Regelbedarf an sich das Grundrecht auf GewÃ¤hrleistung
eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums nicht decke, ist das nicht
Ã¼berzeugend. Â Der KlÃ¤ger irrt, wenn er wiederholt vortrÃ¤gt, Leistungsbezieher
mÃ¼ssten in einer Stadt mit flÃ¤chendeckender Ã�PNV-Versorgung mit den
Regelleistungen in die Lage versetzt werden, sich aus dem Regelbedarfsanteil fÃ¼r
Verkehr mit einer Monatskarte fÃ¼r das gesamte Netz versorgen zu kÃ¶nnen. Seine
Vorstellung, sich quasi monatlich in einem Tarifbereich bewegen kÃ¶nnen zu
mÃ¼ssen, beruht auf einer unzutreffenden Vorstellung von der Konzeption des
Regelbedarfs einerseits und dem grundrechtlich zu sichernden
MobilitÃ¤tsbedÃ¼rfnis andererseits. So trifft es zwar zu, dass es 2014 in Berlin nicht
mÃ¶glich war, mit dem im Regelbedarf fÃ¼r Verkehr vorgesehenen Anteil in HÃ¶he
von 24,62 Euro ein monatliches Sozialticket (â��B-Ticket Sâ��, Tarifbereich B,
Teilbereiche AB) zu erwerben. Dessen Preis lag noch darÃ¼ber, er wurde erst ab
dem FrÃ¼hjahr 2017 von monatlich 36 Euro auf 25 Euro abgesenkt. Daraus folgt
aber unter BerÃ¼cksichtigung des verfassungsrechtlichen Anspruchs auf eine
Existenzsicherung keine verfassungswidrige Bedarfsunterdeckung, wie sie der
KlÃ¤ger wiederholt behauptet. Â Der regelbedarfsrelevante Anteil â��Verkehrâ��
beruht â�� wie auch die Ã¼brigen Bedarfe â�� auf den durchschnittlichen
monatlichen Ausgaben der Referenzhaushalte fÃ¼r â��fremde
Verkehrsdienstleistungenâ�� (vgl. dazu die Anordnung des Â§ 5
Regelbedarfsermittlungsgesetz â�� RBEG in der Fassung vom 24. MÃ¤rz 2011). Das
Bundesverfassungsgericht hat die Methode, den Bedarf nach dem Statistikmodell zu
bestimmen, ausdrÃ¼cklich gebilligt (BVerfG, Urteil vom 9. Februar 2010 â�� 1 BvL
1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09 â�� juris Rdnr. 162). Daraus folgt aber: Ein bestimmter
Verkehrsradius ist damit aber fÃ¼r Leistungsbezieher wie den KlÃ¤ger nicht
monatlich garantiert. Aus dem gleichen Grund hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch
darauf, dass ihm aus GrÃ¼nden der Existenzsicherung zusÃ¤tzlich zum Regelbedarf
noch Mittel fÃ¼r den Erwerb von Anschlussfahrausweisen fÃ¼r mehrere Fahrten ins
Tarifgebiet Berlin ABC oder nach Brandenburg zu gewÃ¤hren sind oder darÃ¼ber
hinaus noch der Kaufpreis fÃ¼r eine (Jahres-)BahnCard 50 der Deutschen Bahn
erstattet werden muss. 

Â 

Einen Anspruch auf DurchfÃ¼hrung eines selbstÃ¤ndigen
Beweissicherungsverfahrens vor dem Landessozialgericht zu den diversen
aufgeworfenen (Bedarfs-)Fragen hat der KlÃ¤ger nicht. Â§ 76 SGG gilt nur fÃ¼r die
Sozialgerichte (Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/B. Schmidt, SGG, 13. Aufl. Â§ 76
Rdnr. 3).

Â 

c. Der KlÃ¤ger hat schon deshalb keinen Anspruch auf die zum 29. Juli 2014 neu in 
Â§Â 288 Abs. 5 BGB eingefÃ¼gte Verzugskostenpauschale, weil die Norm im
SozialrechtsverhÃ¤ltnis allenfalls entsprechend zur Anwendung gelangen kann.
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Ungeachtet dessen hat die Sozialleistung keinen Entgeltcharakter
(â��Entgeltforderungâ��) fÃ¼r eine von dem KlÃ¤ger erbrachte Waren- oder
Dienstleistung gegen den Beklagten (Jauernig/Stadler, BGB, Â§ 288 Rdnr. 11).

Â 

3. Die Berufung des Beklagten, mit der er sich gegen seine Verurteilung zur
GewÃ¤hrung des Mehrbedarfs fÃ¼r Bekleidung/Schuhe wendet, ist mit der dem
KlÃ¤ger gegenÃ¼ber am 9. August 2019 erfolgten vorbehaltlosen schriftlichen
Anerkennung des Gesamtbetrags fÃ¼r diesen Mehrbedarf unzulÃ¤ssig geworden
und daher zu verwerfen (Â§ 158 SGG). Mangels eines ausdrÃ¼cklich erklÃ¤rten
Vorbehalts oder eines zumindest klaren Hinweises, dass der Mehrbedarf nur
vorlÃ¤ufig, nÃ¤mlich in Umsetzung der sozialgerichtlichen Verpflichtung gewÃ¤hrt
wird, kann die Leistung vom KlÃ¤ger bei einer Aufhebung des erstinstanzlichen
Urteils, die mit der Berufung erstritten werden soll, nicht mehr zurÃ¼ckverlangt
werden. Die Tatsache, dass die Auskehrung des Mehrbedarfs fehlerhaft als â��in
Umsetzung des Teilanerkenntnisses vom 23. Januar 2019â�� bezeichnet wurde,
kann zu keiner anderen Bewertung fÃ¼hren. Der Beklagte, der auf den insoweit
ergangenen rechtlichen Hinweis der Berichterstatterin vom 30. Juni 2021 nicht
reagiert hat, hat mit Blick darauf kein RechtsschutzbedÃ¼rfnis mehr fÃ¼r die
Verfolgung seiner Berufung. 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Â 

Erstellt am: 22.07.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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